
Der Einwand des Klägers, seine Richtigkeit unterstellt, 
der von den Verklagten angestrebte Zeitgewinn sei 
technisch sinnlos, da er sich angesichts der bisher er­
reichten Lesegeschwindigkeiten handelsüblicher Loch­
streifenleser nicht ausnutzen lasse, vermöge die Ein­
schätzung des mit der strittigen Lösung erzielten tech­
nischen Fortschritts nicht zu beeinflussen. Der tech­
nische Fortschritt werde in nicht geringem Maße von 
Vorlaufleistungen vorangetrieben, deren Ergebnis im 
Zeitpunkt ihrer Erarbeitung infolge vorhandener 
Lücken im technischen Entwicklungsstand noch nicht 
verwertet werden könne, jedoch bereits einer nach 
Schließen der Lücken prognostisch zu erwartenden Be­
dürfnislage Rechnung trage. Somit lasse sich im Ergeb­
nis der Vergleiche feststellen, daß die patentgemäße 
Lösung der bekannten insoweit überlegen sei, als sie 
die Verarbeitungszeit fehlerfreier Eingangscodegrup­
pen verkürze.
Es bleibe zu prüfen, ob sie gegenüber der bekannten 
Lösung auch als erfinderisch anzusehen sei. Eine Ein­
schätzung führe zu dem Ergebnis, daß die Leistung der 
Verklagten allenfalls als an der unteren Grenze der 
Anforderungen an eine schutzbegründende erfinde­
rische Leistung liegend zu bewerten sei. Sowohl die 
Zielstellung, die Verarbeitungsgeschwindigkeit fehler­
freier Eingangsimpulse zu erhöhen, als auch das Lö­
sungsprinzip, diesen Effekt durch Verkürzung der 
Durchlaufstrecke zu erreichen, seien bereits aus der 
BRD-Patentschrift bekannt. Das Verdienst der Ver­
klagten bestehe lediglich darin, diese Überlegung kon­
sequent zu Ende geführt und die Durchlaufstrecke mi­
nimiert zu haben. Es handele sich dabei um eine Op­
timierungstätigkeit, die in aller Regel keine Aner­
kennung durch Patent erfahre. Die französische Pa­
tentschrift enthalte keine weitergehenden technischen 
Informationen. Auch die BRD-Auslegeschrift biete kei­
nen Anlaß für eine abweichende Bewertung der strit­
tigen Lösung. Da keine der Entgegenhaltungen neu­
heitsschädlich sei, müsse das Patent im Umfang der 
klargestellten Fassung seines Hauptanspruchs auf­
rechterhalten werden.
Gegen die Entscheidung der Spruchstelle hat der Klä­
ger Berufung eingelegt. Er hat beantragt, die Entschei­
dung der Spruchstelle des Patentamtes für Nichtiger­
klärung von Patenten vom 29. Dezember 1969 aufzuhe­
ben und das Patent in vollem Umfange für nichtig zu 
erklären.
Die Verklagten haben Zurückweisung der Berufung 
beantragt.
Sie haben Anschlußberufung mit dem Antrag eingelegt, 
die Entscheidung der Spruchstelle des Patentamtes für 
Nichtigerklärung von Patenten vom 29. Dezember 1969 
aufzuheben und die Nichtigkeitsklage abzuweisen.
Hilfsweise haben sie beantragt, dem Anspruch 1 des 
Wirtschaftspatentes folgende Fassung zu geben: Schal­
tungsanordnung zur Eingabe von vorzugsweise binär 
verschlüsselten Informationen von einem Achtkanal- 
Informationsträger mit vier Informationsspuren und 
vier Checkspuren über eine Leseeinrichtung auf die 
Informationsspeicher, unter Kontrolle der fehlerbehaf­
teten Spuren und Korrektur eines auftretenden Fehlers, 
insbesondere für Werkzeugmaschinen-Steuerungen, da­
durch gekennzeichnet, daß die Informationsspuren 
(1 bis 4) der Leseeinrichtung direkt mit den Informa­
tionsspeichern (13 bis 16) verbunden sind und eine Kon- 
trollschaltung angeordnet ist, die eingangsseitig jeweils 
mit den signalführenden Informationsspuren (1 bis 8) 
ihrer zu prüfenden Information verbunden ist, wobei 
erste Ausgänge der Kontrollschaltung über Negations­
glieder (9 bis 12) mit den Informationsspeichern (13 bis 
16) und zweite Ausgänge mit der Leseeinrichtung ver­
bunden sind.
Sie haben entgegnet, daß die Erfindung die notwendi­
gen Eigenschaften für eine Patentierung aufweise. 
Durch die erfindungsgemäße Leistung sei ein erhebli­
cher technischer Fortschritt erzielt worden. Er liege in 
der Schaffung einer vollständigen neuen Schaltung, bei 
der die Kontrollfunktion zeitlich parallel zur Einspei­
cherung ablaufe. Damit sei auch eine weitere Reduzie­
rung aer Durchlaufzeit erreicht.

Der Kläger hat Zurückweisung der Anschlußberufung 
beantragt.
Die gegen die Entscheidung der Spruchstelle des Pa­
tentamtes für Nichtigerklärung von Patenten einge­
legte Berufung war begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger hat insbesondere die mangelnde Erfin­
dungshöhe der dem Wirtschaftspatent zugrunde liegen­
den technischen Lösung gerügt. Wie der Sachverstän­
dige, Prof. Dr.-Ing. F., dem Senat darlegte, betrifft die 
Patentschrift technische Einrichtungen zur Informa­
tionsübertragung, die im wesentlichen aus drei Haupt­
teilen bestehen
— der Signalquelle, im vorliegenden Falle ein elektro­

mechanischer Leser zum Abtasten von Lochstreifen 
mit dem durch Eingangskontakte geschalteten Auf­
nahmerelaissatz,

— dem Signalempfänger, hier ein Signalspeicher zur 
Speicherung der vom Lochstreifen gelesenen Si­
gnale aus dem Speicherrelaissatz,

— der Prüfschaltung zur Prüfung auf logische Fehler 
der vom Lochstreifen gelesenen Informationen und 
zur eventuellen automatischen Korrektur eingetre­
tener Fehler mit verschiedenen Kontroll- und Feh­
lerrelaissätzen und ihren dazugehörigen Schaltkon­
takten.

Der Schutzumfang des Patentes bezieht sich auf die 
Kontrollschaltung. Wie sich aus dem beschreibenden 
Teil der Patentschrift ergibt, bezweckt die Erfindung, 
eine höhere Verarbeitungsgeschwindigkeit der eingege­
benen Informationen zu erreichen.
Diese Aufgabenstellung ist nach Meinung des Klägers 
nicht gelöst, weil es Kontrollschaltungen bereits vor der 
Erfindung der Verklagten gegeben und die parallele 
Anordnung der Fehlerkontrolle zur Speicherung keine 
nennenswerte Erhöhung der Verarbeitungsgeschwin­
digkeit erbracht habe.
Zum Beweis seiner Auffassung verweist er auf eine 
BRD-Patentschrift und eine BRD-Auslegeschrift, nach 
denen die Kontrolle und Korrektur von Informations- 
codes grundsätzlich bekannt war und aus denen sich 
auch die parallele Anordnung Leser—Speicher entneh­
men lasse.
Zur Frage der Identität oder starken Ähnlichkeit der 
strittigen Patentschrift mit den Entgegenhaltungen, 
insbesondere der genannten BRD-Patent- und Ausle- 
geschrift, hat der Sachverständige in seinem Gutachten 
erklärt, daß eine Identität der Schaltungen nicht ■vor­
liege, die Wirkungsweisen der Schaltungen aber ähn­
lich seien. Auf eine Frage des Senats hat der Sachver­
ständige in der mündlichen Verhandlung erklärt, daß 
die BRD-Auslegeschrift eine Kombination beider 
Schaltungen und die BRD-Patentschrift eine reine 
Reihenschaltung enthalte. Aus den Ausführungen des 
Sachverständigen — an deren Richtigkeit der Senat 
keine Zweifel hat, zumal er auch nicht ohne weiteres 
ohne eigene Sachkunde von t e c h n i s c h e n  Auffas­
sungen des Sachverständigen abweichen kann (vgl. Ur­
teil des Präsidiums des Obersten Gerichts vom
27. Juni 1963 — I PrZ — 15 — 1/63 — NJ 1963 S. 597) — 
ergibt sich, daß Kontrollschaltungen als Reihen- oder 
Parallelschaltungen grundsätzlich bereits vor dem Pa­
tent der Verklagten bekannt waren. Allerdings ist eine 
reine parallele Anordnung der Kontrollschaltung in 
den Entgegenhaltungen nicht beschrieben. Auf die Be­
deutung dieses Faktors wird an späterer Stelle noch 
einzugehen sein.
Als nächstes ist die Frage zu untersuchen, ob und in 
welchem Umfange durch die parallele Anordnung der 
Kontrollschaltung die Aufgabenstellung — wie sie im
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